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Liebe Leserinnen und Leser,
zum Jahresabschluss freue ich mich Ihnen mitteilen zu können, 
dass wir zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses dieses Euro-
spots davon ausgehen können, dass die neue EU-Kommission 
unter Führung von Ursula von der Leyen zum 1. Dezember ihre 
Tätigkeit aufnehmen kann, da sie im Plenum in Straßburg in 
der letzten Novemberwoche ihre Bestätigung durch das Eu-
ropäische Parlament erhalten hat. Als letzter wurde der unga-
rische Kommissar Olivér Várhelyi im Auswärtigen Ausschuss 
mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit bestätigt. Er wird 
für EU-Erweiterung und die östliche und südliche Nachbar-
schaft der EU zuständig sein. 

Ein Thema nehmen wir ungeklärt mit ins neue Jahr - den Bre-
xit. Hier wissen wir frühestens in Kenntnis des Ergebnisses der 
Unterhauswahl am 12. Dezember, ob wir den Austritt zum 31. 
Januar erleben werden. Bei einer absoluten Mehrheit für Boris 
Johnson und seine Konservative Partei wohl eher ja. Für den 
Fall unklarer Mehrheitsverhältnisse könnte es doch noch zu 
einem zweiten Referendum kommen, allerdings nicht bis zum 
31. Januar. Also dann eine nochmalige Verlängerung? Wir wer-
den sehen. Irgendwann wird die unendliche Geschichte doch 
noch zum Ende kommen. 

Zum Schluss wünsche ich Ihnen, Ihren Familien und Freunden 
ein frohes Weihnachtsfest und einen guten Start ins Neue 
Jahr! Möge es friedlicher werden in vielen Teilen der Welt. Und 
möge die Erkenntnis wachsen, dass wir Europäer am besten ge-
meinsam die großen Herausforderungen angehen!

In diesem Sinne grüße ich Sie herzlich! 

Ihr

AUS DEM INHALT
Ausgabe Dezember 2019

Eurospots
Schlaglichter aus dem Herzen Europas



Das Europäische Parlament 
hat am 24. Oktober im 
Straßburg eine Resolution 
verabschiedet, die die Ope-
ration „Friedensquelle“, wie 
sie vom Präsident der Türkei 
Recep Tayyip Erdogan be-
zeichnet wird, aufs Schärfs-
te verurteilt. Die Militärof-
fensive der Türkei in den 
Norden Syriens begann am 
9. Oktober. Die Türkei will 
eine Pufferzone zwischen 
den Ländern schaffen, um 
dort syrische Flüchtlinge, 
die in der Türkei leben, an-
zusiedeln. In dieser Region 

Auch Michael Gahler, au-
ßenpolitischer Sprecher 
der EVP-Fraktion, forderte 
einen sofortigen Abzug 
der türkischen Truppen 
aus Syrien. Entsprechend 
sollen der Türkei wesent-
liche Finanzhilfen gekürzt 
werden, bis Erdogan wieder 
das Völkerrecht einhält und 
im Lande selbst zur Rechts-
staatlichkeit zurückkehrt.

Des Weiteren muss eine 
Sicherheitszone in Nordsy-
rien eingerichtet werden, 
um die Menschen in der Re-
gion zu schützen. Diese soll 
unter der Führung der Ver-
einten Nationen gewährlei-
stet werden, um eine mög-
lichst breite Unterstützung 
zu gewährleisten. Europa 
muss sich künftig verstär-
kt in Krisengebieten vor 
seiner Haustür engagie-
ren, wie bereits auch die 
deutsche Bundesverteidi-
gungsministerin Annegret 
Kramp-Karrenbauer gefor-
dert hatte.

leben vor allem Kurden, die 
durch diese Militäroperati-
on in großer Zahl vertrieben 
und getötet werden.

Die Europaabgeordneten 
forderten den Rat auf, Wirt-
schaftssanktionen gegen-
über der Türkei zu erlassen. 
Weiterhin sollen Handels-
präferenzen im Rahmen des 
Abkommens über Agrarpro-
dukte eingestellt, bei Erfor-
dernis sogar die Gültigkeit 
der Zollunion zwischen der 
EU und der Türkei ausge-
setzt werden.

EU-Parlament verurteilt Millitärintervention der Türkei

Am 24. Oktober hat das 
Europäische Parlament 
Entschließungen zur See-

Seenotrettung: Europaparlament verwirft Entschließung

notrettung diskutiert. In 
der Plenardebatte wurden 
zunächst über mehrere Re-

solutionsvorschläge disku-
tiert und dann abgestimmt, 
wobei jedoch keiner der 



staaten, die Möglichkeit 
weiterer Rückführungsab-
kommen und die Zusam-
menarbeit aller Akteure 
beim Kampf gegen den 
Menschenschmuggel. Des 
Weiteren muss zwischen 
internationalem Schutz-
status und ökonomisch 

m o t i v i e r t e r 
M i g r a t i o n 
u n t e r s c h i e -
den werden, 
auch um le-
gale Zuwan-
derungsmög-
lichkeiten zu 
er le ichtern . 
Dazu fehlt die 
Aufforderung 
an die Kom-
mission und 
die Mitglieds-
staaten, mehr 
R e s s o u r c e n 
für Such- und 

Rettungsmissionen bereit-
zustellen. Dabei kann auch 
mit NGOs zusammengear-
beitet werden, solange die-
se sich klar an internationa-
les und europäisches Recht 
halten.

Nun muss das Parlament 
weiter an einer Lösung ar-
beiten, um eine gemein-
same Entschließung zu 
verabschieden. Denn im 
Zeichen der Grundwerte 
der Europäischen Union ist 
es selbstverständlich, dass 
Menschen in Not geholfen 
werden muss.

tur. Im Gegenzug werden 
Nichtregierungsorganisa-
tionen eine Art „goldener 
Handschlag“ erteilt - Or-
ganisationen, die private 
Interessen verfolgen und 
nicht staatliche bzw. EU-In-
stitutionen sind. Außerdem 
gibt es im Entwurf keinen 

Ansatz, der die organisierte 
Kriminalität und den Men-
schenschmuggel bekämpft - 
im Gegenteil wird der durch 
andere Punkte noch weiter 
unterstützt. Des Weiteren 
fokussiert man in der Re-
solution hauptsächlich die 
Situation in Libyen, die be-
kanntermaßen zwar schwie-
rig ist, allerdings ist die EU 
dort bereits.

Auf der anderen Seite feh-
len wichtige Punkte in der 
Resolution. Dazu gehören 
die Verantwortung der 
Herkunfts- und Transit-

Vorschläge die Mehrheit er-
langte und somit nicht an-
genommen wurde.

Einen Entwurf, den die Frak-
tionen links der EVP-Frak-
tion unterstützten, lehnte 
die EVP nach gescheiterten 
Änderungsanträgen im Ple-

num schließlich geschlos-
sen ab. Die EVP legte da-
raufhin einen alternativen 
Vorschlag vor, der jedoch 
keine Mehrheit fand.

Aus Sicht der EVP-Fraktion 
sprach gegen den Resolu-
tionsvorschlag der linken 
Fraktionen, dass die Rolle 
der europäischen Agentur 
für Grenz- und Küsten-
wache Frontex hier falsch 
interpretiert wird. Eine Be-
richterstattung über Opera-
tionen, Aktivitäten auf See, 
etc. sind nicht die Aufgabe 
einer Grenzschutzagen-



Am 23. Oktober verabschie-
dete das Plenum des Europä-
ischen Parlaments seine Po-
sition zum EU-Budget 2020. 
Im Bericht des Europäischen 
Parlaments wurden die Prio-
ritäten für den EU-Haushalt 
2020 klar festgelegt: Es soll 
sichergestellt werden, ehr-
geizige Klimaziele erfolg-
reich mit Programmen zu 

kombinieren, die neue Ar-
beitsplätze schaffen und die 
Wettbewerbsfähigkeit stei-
gern. Es ist notwendig, mehr 
Bildungsmöglichkeiten für 
junge Menschen zu schaf-
fen. Deshalb müssen das 
Austausch- und Bildungs-
programm Erasmus+ sowie 
die Beschäftigungsinitiative 
für Jugendliche YEI (Youth 

Employment In-
itiative) weiter 
verstärkt wer-
den.

Das Europäische 
Parlament wird 
den Haushalt 
dort anpassen, 
wo es notwen-
dig ist. Das heißt 
unter anderem, 
die Abgeordne-
ten wollen deut-
lich weniger Un-
terstützung für 

die Regierung der Türkei, 
die weiterhin Rechtsstaat-
lichkeit und Meinungsfrei-
heit ignoriert und derzeit 
die gesamte Nahost-Region 
mit ihrem aggressiven Ver-
halten destabilisiert. In der 
Zwischenzeit haben sich Rat 
und Parlament auf einen Ge-
samthaushalt von 153,5 Mrd. 
Euro geeinigt.

Parlament legt Haushaltsprioritäten  
für den EU-Haushalt 2020 fest

Die Europäische Kommis-
sion hat nach den Wahlen 
zum Europäischen Parla-
ment eine Eurobarometer-
Umfrage in Auftrag gege-
ben. Dabei erfreut sich die 

lichkeit im Vergleich zum 
Vorjahr sogar auf 61 Prozent 
gestiegen. Dazu befürwor-
ten im Euroraum mehr als 
drei Viertel der Befragten 
die gemeinsame Währung. 

Europäische Union in ver-
schiedenen Sachbereichen 
großer Zustimmung.

In der Einstellung zur EU im 
Ganzen ist die Zuversicht-

Europas Bürger werden zufriedener



Öffentlichkeitsarbeit bei Konsulationen verbessern

In allen Mitgliedstaaten 
fühlen sich die Befragten 
mehrheitlich als EU Bürger. 
In Deutschland macht dies 
sogar 87 Prozent der Bevöl-
kerung aus. Auch die Freizü-
gigkeit im EU-Raum bewer-
tet ein sehr großer Teil der 
Europäer positiv.

Neben den Zustimmungs-
werten befragte die Kom-
mission die Bürger auch 
nach den politischen Auf-
gabenbereichen, die im 

Fokus der politischen Ar-
beit der EU stehen solle. 
Mit 34 Prozent sehen gut 
ein Drittel der Befragten 
das Thema Zuwanderung 
als wichtigste europäische 
Aufgabe an, das ist der 
Höchstwert. In Deutsch-
land hingegen wird jedoch 
eine europäische Aufga-
be als wichtiger bewertet: 
Das ist mit 37 Prozent der 
Klimawandel. Ebenfalls auf 
europäischer Ebene als 
wichtig bewertet wird die 

wirtschaftliche Lage, der 
Zustand der öffentlichen 
Finanzen der Mitglieds-
staaten und der Terroris-
mus.

Letztlich lässt sich zusam-
menfassen, dass das Ver-
trauen in die EU-Instituti-
onen seit 2014 nicht mehr 
so hoch wahr und dass 
dieses auch in vielen Fällen 
höher ist als in die natio-
nalen Regierungen und Par-
lamente.

Konsultationen sind eine 
Möglichkeit, mit der EU-
Bürger sich bei der euro-
päischen Gesetzgebung 
einbringen können. Durch 
Konsultationen möchte die 
Kommission erfahren, wie 

beteiligt haben, nach ihrer 
Meinung gefragt und die-
se ausgewertet. Insgesamt 
fiel das Ergebnis positiv aus, 
sowohl die Auswertung der 
Konsultationen, als auch die 
Meinungsumfragen.

Verbesserungspotential sieht 
der Rechnungshof allerdings 
bei der Öffentlichkeitsarbeit. 
Um die niedrige Teilnehmer-
zahl zu erhöhen, soll die Kom-
mission die Zusammenarbeit 
mit den mitgliedsstaatlichen 
Behörden vertiefen. Auch 
sollen Kommunikationska-
näle angepasst werden, um 
das Teilnehmerspektrum zu 
erweitern und Informations-
lücken zu schließen. Dazu 
wird empfohlen, die Umfra-
gen in allen Amtssprachen 

Gesetzesvorschläge, aber 
auch bestehende Gesetz von 
der Bevölkerung bewertet 
werden. Dabei sind die Bür-
gerinnen und Bürger dazu 
aufgefordert, ihre Meinung 
in öffentlichen Konsultati-
onen, aber auch in Umfra-
gebögen mitzuteilen.

Der Europäische Rechnungs-
hof hat nun in einem Sonder-
bericht diese Konsultationen 
genauer untersucht. Speziell 
wurden dabei die Online-
Konsultationen ausgewertet, 
die in letzter Zeit zur Zeit-
umstellung, zu Migrations-
maßnahmen und zur Agrar-
politik durchgeführt wurden. 
Dabei hat der Rechnungshof 
auch die Bürger, die sich mit 
eingebrachten Vorschlägen 



Gut ein Jahr nach dem Start 
der Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGV) zieht die 
Kommission ein erstes Fazit. 
Es wurden dazu die Auswir-
kungen der neuen Vorschrif-
ten untersucht und darge-
legt, wie die Umsetzung 
weiter verbessert werden 
kann.

In der Verordnung sind Re-
geln zur Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten festge-
schrieben, um deren Schutz 
innerhalb der Europäischen 

beinhaltet unter anderem 
Standardvertragsklauseln, 
Verhaltenskodizes und einen 
neuen Zertifizierungsme-
chanismus.

Die nationalen Datenschutz-
behörden setzten ihre neuen 
Befugnisse ebenfalls wirk-
sam ein und arbeiten nun 
enger mit dem Europäischen 
Datenschutzausschuss zu-
sammen, auch um gemein-
same Untersuchungen 
durchzuführen. Die Kommis-
sion betont ebenfalls, dass 
die neuen EU-Datenschutz-
standards nun auch weltweit 
als Referenz herangezogen 
werden.

Nach dieser kleinen Zwi-
schenbilanz hat die Kommis-
sion angekündigt, 2020 nach 
zweijähriger Anwendung der 
DSGV einen umfassenden 
Umsetzungsbericht vorzu-
legen. Dort sollen dann aus-
führlich die Fortschritte im 
Bereich des Datenschutzes 
bewertet werden.

Union, aber 
auch um den 
freien Da-
t e n v e r k e h r 
i n n e r h a l b 
des Europä-
ischen Bin-
nenmarktes 
zu gewährlei-
sten. 

Positiv anzu-
merken ist, 
dass schon 
nach einem 

Jahr bis auf Griechenland, 
Portugal und Slowenien 
ihre nationalen Rechtsvor-
schriften zum Datenschutz 
mit den neuen Vorschriften 
in Einklang gebracht haben. 
Weiterhin wurde im Bericht 
festgestellt, dass die DSGV 
Unternehmen hilft, die Si-
cherheit ihrer Daten zu er-
höhen und diesen als Wett-
bewerbsvorteil zu nutzen. 
Die Kommission hat ange-
kündigt, das DSGVO-Instru-
mentarium für Unterneh-
men zu unterstützen. Dieses 

Erste Bilanz zur Datenschutzverordnung

der EU durchzuführen, die 
Fragebögen verständlicher 
zu formulieren, in der Vor-
bereitungsphase über den 
Zweck der Konsultationen 
zu informieren, den Teilneh-
mern zeitnah Informationen 

über das Ergebnis zu liefern 
und systematisch zu bewer-
ten, ob die Ziele der Konsul-
tationen erreicht werden.

Zuletzt ermahnt der Rech-
nungshof im Bericht die 

Kommission davor, sich 
besser vor Manipulationen 
bei den Konsultationen zu 
schützen. Dafür sollen die 
eingehenden Beiträge bes-
ser überwacht und ausge-
wertet werden.



Die Digitalisierung der Bildung schreitet voran

Das Eurydice-Netzwerk hat 
einen Bericht zur Entwicklung 
der digitalen Bildung vorge-
legt. Es wurde untersucht, wie 
digitale Kompetenzen vermit-
telt und bewertet werden. Der 
Test bewertet die digitalen 
Fähigkeiten von Lehrern, die 
Strategien zur Unterstützung 
der digitalen Bildung und 
den Einsatz von Technologie 
in den einzelnen Mitglieds-
staaten.

Deutschland schneidet in die-
sem Test gut ab, besonders 
gelobt wird die Einführung 

eines sechsten Digitalkom-
petenzgebietes. Neben den 
Bereichen Informations- und 
Digitalkompetenz, Kommuni-
kation und Zusammenarbeit, 
Erstellung digitale Inhalte, Si-
cherheit und Problemlösung 
werden deutsche Schüler 
auch in Analyse und Reflexi-
on gelehrt. Dies hatte die Kul-
tusministerkonferenz im Jahr 
2016 beschlossen. Ebenfalls 
positiv wird der „DigitalPakt 
Schule“ erwähnt, den die Bun-
desregierung im März 2019 
verabschiedet hat. In diesem 
Beschluss sind fünf Milliarden 

Neues Terrorismusregister ist in Betrieb

In der Terrorismusbekämpfung 
arbeiten die Justiz und Staats-
anwaltschaften im EU-Raum 
bereits eng zusammen. Um 
die Zusammenarbeit jedoch 
zu verbessern, wurde zum 1. 
September ein gemeinsames, 
europäisches Terrorismusregi-
ster eingerichtet. Dieses wird 
von der Justizbehörde der Eu-
ropäischen Union, Eurojust, 
in Den Haag rund um die Uhr 

verwaltet. Das Register sam-
melt Informationen, um Ver-
bindungen zwischen Verfah-
ren gegen Terrorverdächtige 
zu finden.

Durch das neue Register soll die 
Terrorismusbekämpfung zwi-
schen den Mitgliedsstaaten ef-
fizienter und effektiver werden, 
denn Eurojust kann nun Verbin-
dungen zwischen Terrorfällen 
in verschiedenen europäischen 
Staaten besser erkennen und 
den nationalen Behörden recht-
zeitig und proaktiv Rückmel-
dung geben, sodass diese Fol-
gemaßnahmen ergreifen kann. 
Neben islamistischem Terror 

werden im Register auch links- 
und rechtsextremistische Akti-
vitäten festgehalten.

Letztendlich ist die Einrichtung 
eines gemeinsamen europä-
ischen Terrorismusregisters 
ein notwendiger Schritt zur 
Terrorismusbekämpfung. Denn 
die Anzahl der laufenden Ju-
stizverfahren, über die die EU-
Behörde Eurojust informiert 
wird, wächst an, im Jahre 2018 
beliefen diese sich auf 580. So-
mit wird eine bessere Zusam-
menarbeit zwischen den na-
tionalen Justizbehörden und 
Eurojust dazu führen, Europa 
sicherer zu gestalten.

Euro für die Digitalisierung 
deutscher Schulen eingeplant.

Die Kommission verfolgt ei-
nen Digitalen Aktionsplan. 
Dieser umfasst elf Maßnah-
men zur Förderung des Ein-
satzes von Technologien und 
der Entwicklung digitaler 
Kompetenzen in der Bildung. 
Dabei soll die Unterstützung 
der Mitgliedsstaaten zentraler 
Bestandteil sein.
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Europapreis für Kommunen

Vorbildliche Partnerschafts-
arbeit wird belohnt. Mit dem 
Europapreis zeichnet der Eu-
roparat jährlich Kommunen 
aus, die über Ländergrenzen 
hinweg zusammenarbeiten. 
Dabei gibt es vier verschie-
dene Auszeichnungen: das 
Europadiplom, die Ehrenfah-
ne, die Ehrenplakette und als 
höchste Auszeichnung der 
Europapreis. Um in Frage zu 
kommen, müssen Städte und 

Gemeinden einen Fragebo-
gen ausfüllen, aus allen 47 
Mitgliedsstaaten des Euro-
parates werden dann die Ge-
winner gekürt.

Beantragen kann man die 
Auszeichnungen stufenwei-
se. Bewerbungen bleiben auch 
über mehrere Jahre gültig, 
man muss aber jährlich einen 
Tätigkeitsbericht über euro-
päische Aktivitäten vorlegen. 

 WEB-TIPP

Link zur Bewerbung: 
http://www.assem-
bly.coe.int/nw/Page-EN.
asp?LID=EuropePrize

Somit kann man jedes Jahr um 
eine Auszeichnungsstufe klet-
tern. Der Stichtag für den ak-
tuellen Bewerbungszeitraum 
ist der 15. Januar 2020.

EUnited – Europa verbindet

So lautet das Motto des 67. 
Europäischen Wettbewerbs 
für Schüler. Ziel ist es, dass 
sich die jungen Menschen 
mit aktuellen europäischen 
Themen beschäftigen. Dabei 
können sich verschiedene 
Altersklassen sich mit den 
für sie ausgewählten Aufga-
ben auseinandersetzen - und 
das möglichst kreativ: Von 

Texten über Bilder 
und Videos, bis hin 
zu Plakatserien, Poe-
try Slam oder selbst 
komponiert Hip-Hop- 
Songs – der Fantasie 
soll keine Grenzen ge-
setzt sein. Die europä-
ische Jugend soll sich 
mit den Grundwerten 
der Europäischen Uni-
on befassen.

Die Anmeldephase läuft be-
reits, der Einsendeschluss für 
die Arbeiten ist für Hessen der 
14. Februar 2020. 

 WEB-TIPP
Anmeldung:   
https://bit.ly/2pz0ELG


